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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1997 Ausgegeben am 28. November 1997 Teil III

202. Kundmachung: Inkrafttreten des Protokolls über den Beitritt der Regierung der Republik
Österreich zu dem Übereinkommen von Schengen vom 14. Juni 1985 zwischen
den Regierungen der Staaten der Benelux-Wirtschaftsunion, der Bundes-
republik Deutschland und der Französischen Republik betreffend den schritt-
weisen Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen, in der Fassung
der Protokolle vom 27. November 1990, 25. Juni 1991 und 6. November 1992
über den jeweiligen Beitritt der Regierungen der Italienischen Republik, des
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik sowie der Griechi-
schen Republik

203. Kundmachung: Inkrafttreten des Übereinkommens über den Beitritt der Republik Österreich
zu den am 19. Juni 1990 in Schengen unterzeichneten Übereinkommen zur
Durchführung des Übereinkommens von Schengen vom 14. Juni 1985
zwischen den Regierungen der Staaten der Benelux-Wirtschaftsunion, der
Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik betreffend den
schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen, dem die
Italienische Republik, das Königreich Spanien und die Portugiesische
Republik sowie die Griechische Republik jeweils mit den Übereinkommen
vom 27. November 1990, vom 25. Juni 1991 und vom 6. November 1992
beigetreten sind

204. Beschluß des Exekutivausschusses zur Inkraftsetzung des Schengener Durchführungsüberein-
kommens in Österreich

205. Kundmachung: Inkraftsetzen des Schengener Durchführungsübereinkommens

202. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend das Inkrafttreten des Protokolls über
den Beitritt der Regierung der Republik Österreich zu dem Übereinkommen von
Schengen vom 14. Juni 1985 zwischen den Regierungen der Staaten der Benelux-
Wirtschaftsunion, der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik
betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen, in der
Fassung der Protokolle vom 27. November 1990, 25. Juni 1991 und 6. November 1992
über den jeweiligen Beitritt der Regierungen der Italienischen Republik, des Königreichs
Spanien und der Portugiesischen Republik sowie der Griechischen Republik

Nach Mitteilung der Regierung des Großherzogtums Luxemburg tritt das Protokoll über den Beitritt
der Regierung der Republik Österreich zu dem Übereinkommen von Schengen vom 14. Juni 1985
zwischen den Regierungen der Staaten der BENELUX-Wirtschaftsunion, der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Französischen Republik betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den
gemeinsamen Grenzen, in der Fassung der Protokolle vom 27. November 1990, 25. Juni 1991 und
6. November 1992 über den jeweiligen Beitritt der Regierungen der Italienischen Republik, des
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik sowie der Griechischen Republik (BGBl. III
Nr. 89/1997) gemäß seinem Art. 4 Abs. 2 mit 1. Dezember 1997 in Kraft.

Neben Österreich haben folgende weitere Staaten das Protokoll ratifiziert:

Belgien, Deutschland, Frankreich, Griechenland, Italien, Luxemburg, Niederlande, Portugal,
Spanien.
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203. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend das Inkrafttreten des Überein-
kommens über den Beitritt der Republik Österreich zu den am 19. Juni 1990 in Schengen
unterzeichneten Übereinkommen zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen
vom 14. Juni 1985 zwischen den Regierungen der Staaten der Benelux-Wirtschaftsunion,
der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik betreffend den schritt-
weisen Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen, dem die Italienische
Republik, das Königreich Spanien und die Portugiesische Republik sowie die Griechische
Republik jeweils mit den Übereinkommen vom 27. November 1990, vom 25. Juni 1991
und vom 6. November 1992 beigetreten sind

Nach Mitteilung der Regierung des Großherzogtums Luxemburg tritt das Übereinkommen über den
Beitritt der Republik Österreich zu den am 19. Juni 1990 in Schengen unterzeichneten Übereinkommen
zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen vom 14. Juni 1985 zwischen den Regierungen der
Staaten der Benelux-Wirtschaftsunion, der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik
betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen, dem die Italienische
Republik, das Königreich Spanien und die Portugiesische Republik sowie die Griechische Republik
jeweils mit den Übereinkommen vom 27. November 1990, vom 25. Juni 1991 und vom 6. November
1992 beigetreten sind (BGBl. III Nr. 90/1997) gemäß seinem Art. 5 Abs. 2 mit 1. Dezember 1997 in
Kraft.

Neben Österreich haben folgende weitere Staaten das Übereinkommen ratifiziert:

Belgien, Deutschland, Frankreich, Griechenland, Italien, Luxemburg, Niederlande, Portugal,
Spanien.

Anläßlich der Hinterlegung seiner Ratifikationsurkunde hat Griechenland nachstehende Erklärungen
abgegeben:

In Anwendung des Art. 55 des Übereinkommens erachtete sich die Regierung in den folgenden
Fällen durch dessen Art. 54 nicht gebunden:

1. Wenn die Tat, die dem ausländischen Urteil zugrunde lag, ganz oder teilweise auf dem
Hoheitsgebiet der Hellenischen Republik begangen wurde. Diese Ausnahme wird jedoch nicht
angewendet, wenn diese Tat teilweise auf dem Hoheitsgebiet der Vertragspartei begangen wurde,
in dem das Urteil ergangen ist.

2. Wenn die Tat, die dem ausländischen Urteil zugrunde lag, von einem Beamten des griechischen
Staates unter Verletzung seiner Amtspflichten begangen wurde.

3. Wenn die Tat, die dem ausländischen Urteil zugrunde lag, eine unten angeführte in der
griechischen Strafgesetzgebung vorgesehene Verletzung darstellt.
a) Hochverrat (Art. 134 bis 137 des Strafgesetzbuches)
b) Landesverrat (Art. 138 bis 152 des Strafgesetzbuches)
c) gegen Organe des Staates und der Regierung begangene Delikte (Art. 157 bis 160 des Straf-

gesetzbuches)
d) Angriffe gegen den Präsidenten der Republik (Art. 168 des Strafgesetzbuches)
e) Delikte hinsichtlich des Militärdienstes und der Verpflichtung zum Militärdienst (Art. 202 bis

206 des Strafgesetzbuches)
f) Piraterie (Art. 215 des Seeschiffahrtsgesetzes)
g) Delikte hinsichtlich der Währung (Art. 207 bis 215 des Strafgesetzbuches)
h) illegaler Handel mit Drogen und psychotropen Substanzen
i) Verletzung der Gesetzgebung über den Schutz von Antiquitäten und des kulturellen Erbes des

Landes.
4. Wenn es sich um ein Delikt handelt, für welches die vom griechischen Staat unterzeichneten und

ratifizierten internationalen Übereinkommen die Anwendung des griechischen Strafrechtes vor-
sehen.

Gemäß Art. 57 Abs. 2 wurden als Behörden bestimmt:
a) die zuständigen Generalstaatsanwälte
b) das Justizministerium.
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204. Beschluß des Exekutivausschusses zur Inkraftsetzung des Schengener Durch-
führungsübereinkommens in Österreich

Der Exekutivausschuß

Wien, den 7. Oktober 1997
SCH/Com-ex (97) 28 Rev. 4 corr.

Beschluß des Exekutivausschusses zur Inkraftsetzung des Schengener
Durchführungsübereinkommens in Österreich

Der Exekutivausschuß,
– gestützt auf Artikel 131 und 132 des Übereinkommens zur Durchführung des Übereinkommens

von Schengen,
– gestützt auf Artikel 5 des Beitrittsübereinkommens mit Österreich vom 28. April 1995 in

Verbindung mit der Gemeinsamen Erklärung zu Artikel 5 in der Schlußakte des genannten
Beitrittsübereinkommens,

– gestützt auf die Erklärung der Minister und Staatssekretäre über die Inkraftsetzung des
Übereinkommens zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen vom 19. Juni 1992,

– in der Erwägung, daß die Gemeinsame Erklärung zu Artikel 139 in der Schlußakte des
Übereinkommens zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen sowie die Gemeinsame
Erklärung in der Schlußakte des Beitrittsübereinkommens mit Österreich vorsehen, daß „das
Übereinkommen erst in Kraft gesetzt wird, wenn die Voraussetzungen der Anwendung des
Übereinkommens bei den Unterzeichnerstaaten gegeben sind und die Kontrollen an den
Außengrenzen tatsächlich durchgeführt werden“,

– in der Erwägung, daß der Exekutivausschuß am 25. April 1997 seinen politischen Willen
bekräftigt hat, die Inkraftsetzung des Durchführungsübereinkommens in Italien, Griechenland
und Österreich zum 26. Oktober 1997 auf der Grundlage eines Beschlusses des
Exekutivausschusses zu ermöglichen,

– in der Erwägung, daß die von Österreich erzielten Fortschritte im Hinblick auf die Erfüllung der
Voraussetzungen für die Inkraftsetzung des Durchführungsübereinkommens, die in der Erklärung
vom 19. Juni 1992 vorgesehen sind, es ermöglichen, das Durchführungsübereinkommen in
Österreich in Kraft zu setzen,

– in Anerkennung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit zwischen den für die polizeilichen
Aufgaben zuständigen Behörden, die von Österreich mit ihren Schengener Nachbarstaaten in den
letzten Monaten begründet wurde und in Anbetracht der zwischen Italien und Österreich sowie
Österreich und Deutschland erzielten bilateralen Übereinkommen,

– in Verfolgung der Erklärung des Exekutivausschusses zur Inkraftsetzung des Schengener
Durchführungsübereinkommens in Italien, Griechenland und Österreich vom 24. Juni 1997, mit
der der feste Wille bestätigt wurde, das Durchführungsübereinkommen für Italien zum
26. Oktober 1997 sowie für Österreich und Griechenland bis Ende 1997 in Kraft zu setzen,

beschließt:

I. Inkraftsetzen des Übereinkommens zur Durchführung des Schengener Übereinkommens

1. Das Übereinkommen zur Durchführung des Schengener Übereinkommens wird für Österreich
zum 1. Dezember 1997 mit der Maßgabe in Kraft gesetzt, daß der Abbau der Grenzkontrolle an
den Binnengrenzen zu den in den Punkten 4 und 5 genannten Zeitpunkten voll wirksam wird.

2. Die Anwendung dieses Beschlusses ist an den Abschluß der Verfahren über die Ratifikation,
Annahme oder Genehmigung der Beitrittsinstrumente durch Frankreich gebunden.

3. Die Erfüllung der in Punkt 2 genannten Bedingung wird durch den Abschluß der Verfahren über
die Ratifikation, Annahme oder Genehmigung der Beitrittsinstrumente durch Mitteilung des
Depositärs nachgewiesen.

4. Die Grenzkontrolle für Binnenflüge von und nach Österreich wird ab dem 1. Dezember 1997 in
gegenseitiger Abstimmung der betroffenen Länder auf jenen Flughäfen aufgehoben, auf denen
dies technisch möglich ist. Die Aufhebung erfolgt spätestens zum 29. März 1998.

5. Die Grenzkontrolle an den Landgrenzen Österreichs wird beginnend mit 1. Dezember 1997 in
gegenseitiger Abstimmung zwischen den jeweils angrenzenden Staaten in einer Anfangs- und
Übergangsphase stufenweise aufgehoben. Die Anfangs- und Übergangsphase an diesen Land-
grenzen endet am 31. März 1998.
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6. Die betroffenen Staaten berichten dem Exekutivausschuß über die gemäß Punkt 4 und 5
durchgeführten Maßnahmen des Abbaues der Binnengrenzkontrollen. Sie legen bis zum
1. Dezember 1997 insbesondere eine Liste der Flughäfen gemäß Punkt 4, 1. Satz vor.

II. Betriebsbereitschaft des Schengener Informationssystems

Der Exekutivausschuß erklärt die vollständige Betriebsbereitschaft Österreichs zum 1. Dezember
1997. Ab diesem Zeitpunkt wird das System für die abfrageberechtigten Behörden Österreichs geöffnet.

1. Das N.SIS Österreichs hat alle Testläufe positiv abgeschlossen.
Der Exekutivausschuß stellt im Sinne seiner Erklärungen vom 27. Juni 1994 die technische
Funktionsfähigkeit des N.SIS Österreichs sowie des SIS mit dem N.SIS Österreichs fest.

2. Gemäß Artikel 101 Absatz 4 des Übereinkommens zur Durchführung des Schengener
Übereinkommens übermittelt jede Vertragspartei dem Exekutivausschuß die Liste der
zuständigen Behörden, die berechtigt sind, die im Schengener Informationssystem gespeicherten
Daten unmittelbar abzufragen.
Der Exekutivausschuß nimmt die von Österreich übermittelten Listen zur Kenntnis.
Gemäß Artikel 108 Absatz 1 des Übereinkommens zur Durchführung des Schengener
Übereinkommens bestimmt jede Vertragspartei eine Stelle, die als Zentrale für den nationalen
Teil des Schengener Informationssystems zuständig ist.
Der Exekutivausschuß nimmt die von Österreich übermittelten Mitteilungen zur Kenntnis.
Gemäß den Erklärungen des Exekutivausschusses vom 18. Oktober 1993 und vom 27. Juni 1994
ist eine Voraussetzung für die Erklärung der Betriebsbereitschaft die Mitteilung der
Zugriffsfähigkeit für die abfrageberechtigten Behörden des Staates, in dem das Schengener
Durchführungsübereinkommen in Kraft gesetzt werden soll.
Mit der Kenntnisnahme der von Österreich übermittelten Listen bestätigt der Exekutivausschuß,
daß die Zugriffsfähigkeit der abfrageberechtigten Behörden im Sinne seiner Erklärungen vom
18. Oktober 1993, vom 26. April 1994 und vom 27. Juni 1994 mitgeteilt worden ist.

3. Der Exekutivausschuß geht davon aus, daß bis zum 1. Dezember 1997 das Laden der jeweils
bestehenden nationalen Daten, die im Sinne der Erklärungen des Exekutivausschusses vom
18. Oktober 1993 und vom 27. Juni 1994 als wesentlich erachtet werden und somit
Voraussetzung für die Wirksamkeit der Erklärung der Betriebsbereitschaft für Österreich sind,
abgeschlossen sein wird.
Der Beginn des Ladens der nationalen Daten ist an das Inkrafttreten der Beitrittsinstrumente
gebunden. Ab diesem Zeitpunkt sind die Staaten, die das Schengener Durchführungsüberein-
kommen bereits anwenden, ermächtigt, die Ausschreibungen Österreichs gemäß den Bestimmun-
gen dieses Übereinkommens zu verwenden.
Die SIS-Steuerungsgruppe wird beauftragt, die Zentrale Gruppe und den Exekutivausschuß
kontinuierlich über den Stand der Fortschritte bei dem Laden der Echtdaten zu informieren.

4. Die Bestimmungen über den Schutz personenbezogener Daten im Übereinkommen zur
Durchführung des Schengener Übereinkommens finden in Österreich in vollem Umfang
Anwendung.

Wien, den 7. Oktober 1997

Der Vorsitzende:

K. Schlögl
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205. Kundmachung des Bundesministers für Inneres betreffend das Inkraftsetzen des
Schengener Durchführungsübereinkommens

Gemäß § 18 Abs. 3 Grenzkontrollgesetz, BGBl. Nr. 435/1996, wird kundgemacht, daß das
Übereinkommen über den Beitritt Österreichs zum Schengener Durchführungsübereinkommen, BGBl. III
Nr. 90/1997, für die Staaten der Benelux-Wirtschaftsunion, die Bundesrepublik Deutschland, die
Französische Republik, das Königreich Spanien, die Portugiesische Republik, die Republik Italien und die
Republik Österreich mit 1. Dezember 1997 in Kraft gesetzt ist.

Schlögl

Druck der Österreichischen Staatsdruckerei AG


